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Ein Kantonsrichter wird umplatziert 
KANTON Das Obergericht 
und der suspendierte Richter 
haben sich auf einen Vergleich 
geeinigt. Kantonsrãte kritisie­
ren die Geheimhaltung des 
Untersuchungsberichtes. 

FREDDY TRÜTSCH 
fred dy. truetsch@ z u g erzeitu n g .eh 

Im August 2012 ist ein Krach unter 
Kantonsrichtern õffentlich geworden. 
Gebrannt hatte es da aber schon lãnger. 
Es war von Mobbing die Rede, von un­
würdigen Zustãnden. Die Richter er­
hielten einen Verhaltenskodex verpasst 
(<<Du darfst nicht mobben.»), ehe dann 
das Obergericht hart durchgriffund am 
27. Mai eine Administrativuntersuchung 
anordnete sowie Kantonsrichter Michael 
Beglinger suspendierte. Zwei Jahre spã­
ter prãsentierte Obergerichtsprãsidentin 

Iris Studer gestern im Kantonsrat einen 
Vergleich zwischen Obergericht und 
Michael Beglinger. 

Schwere Vorwürfe 
Die Justizverwaltungsabteilung des 

Obergerichts und Kantonsrichter Mi­
chael Beglinger seien auf der Grund­
lage des Berichts zum Schluss gelangt, 
«dass es den lnteressen der Gerichts­
barkeit des Kantons Zug wie auch von 
Kantonsrichter Beglinger am besten 
dient, wenn ein beidseitiger Neubeginn 
erfolgen kann». Es ist deshalb vorge­
sehen, dass Beglinger ab dem 16. No­
vember 2014 bis zum Ablauf der Amts­
periode 2018 «seine Arbeitskraft dem 
Generalsekretariat der Direktion des 
Innern als Jurist rnit besonderen Auf­
gaben und in besonderer Stellung zur 
Verfügung stellt>>. Bereits ab l. August 
2014 wird er wãhrend dreieinhalb Mo­
naten fiir die Direktion des Innern 
arbeiten. Sofern die Einstiegsphase fiir 
beide Seiten positiv verlãuft, «wird Mi­
chael Beglinger per Mitte November 

Die Krise am Zuger Kantonsgericht 
Herbst 2011 Die Zuger Richter 
werden für sechs Jahre gewahlt. 

August 2012 Die Probleme am 
Kantonsgericht werden publik. 
Trotz eines erlassenen Verhaltens­
kodex bleiben die Probleme akut. 

~ 

September 2012 Rolf Meyer gibt 
bekannt, dass er nicht mehr als 
Prasident des Kantonsgerichts zur 
Verfügung steht. 

Mai 2013 Ei n Kantonsrichter wird 
suspendiert. Gleichzeitig wird alt 
Bundesrichter Niccolà Raselli mit 

von seinem Richteramt zurücktreten>>. 
Bis dahin würden sãmtliche hãngigen 
Verfahren sistiert. 

Die Lohnkosten von Michael Beglin­
ger übernehme das Gericht, betonte Iris 
Studer. Über die Details der Vereinba­
rung hãtten die Parteien Stillschweigen 
vereinbart. Das sei ein Meilenstein, und 
das Obergericht sei guter Hoffnung, dass 
sich nach der Einarbeitungsphase alles 
zum Guten wende. Auch fiir den Prãsi­
denten der Justizprüfungskomrnission, 
Thomas Werner (SVP, Unterãgeri), ist 
die Lõsung «ein Schritt in die richtige 
Richtung>>. Die Komrnission habe ihn 
jedenfalls wohlwollend zur Kenntnis 
genommen. 

«Ein berechtigtes lnteresse» 
Nicht besonders begeistert zeigte sich 

Kurt Balmer (CVP, Risch-Rotlcreuz) von 
der Tatsache, dass der Untersuchungs­
bericht der Úffentlichkeit nicht zugãng­
lich gemacht wird. «Es besteht ein be­
rechtigtes Interesse, zu wissen, was 
konkret schieflief, wer allenfalls die 

der Untersuchung der Vorfalle 
betraut. 

Juli 2013 Unsere Zeitung macht 
den Namen des suspendierten 
Richters Michael Beglinger publik. 

November 2013 Der Kantonsrat 
wahlt einen Ersatzrichter. 

Verantwortung trãgt un d welche Schluss­
folgerungen zu ziehen sind>>, betonte 
Jurist Kurt Balmer. Das Obergericht 
müsse sich bewusst sein, «dass insbe­
sondere gewisse Teile und Erkenntnisse 
des Berichtes von alt Bundesrichter 
Raselli der Offentlichkeit zugefiihrt wer­
den sollten>>. Oder, so Balmer weiter, 
mindestens kiar politisch geprüft werden 
kõnnten. «Es kann nicht sein, dass ohne 
allgemeine lnformation sehr viel Geld 
dafiir investiert wird.>> 

Auch Balmers Fraktionskollege Heini 
Schmid (CVP, Baar) forderte zumindest 
eine Aufarbeitung der Vorfãlle am Kan­
tonsgericht durch die Justizprüfungs­
kommission. Und nicht zuletzt erhofft 
sich die CVP-Fraktion auf der Grund­
lage ihrer lnterpellation betreffend alter­
nativer Wahlverfahrungen und alter­
nativer Aufsichts- respektive Oberauf­
sichtsmõglichkeiten fiir Richterinnen, 
Richter und Gerichte mõgliche neue 
Ansãtze. Schrnid: «Wir dürfen unter 
keinen Umstãnden zulassen, dass jetzt 
nach diesem Vergleich alles versandet.>> 

Juni 2014 Der fertige Bericht 
wird der Justizprüfungskommis­
sion, nicht aber der óffentlichkeit 
prasentiert. 

August 2014 Michael Beglinger 
nimmt in der Direktion des lnnern 
als Jurist sei ne Arbeit auf Probe auf. 

KOMMENTAR 

Freddy Trütsch 
über das mõgliche 
Ende des Zuger 
Richterstreits 

Nur die Krõte 
stõsst auf 

as Erfreuliche ist: 
Das Klima am Kan­
tonsgericht scheint 
sich verbessert zu 

haben. Man darf guten Mutes 
sein, dass man bal d zur Ta­
gesordnung übergehen kann 
und nicht mehr im gleichen 
Atemzug an Mobbing denkt, 
wenn vom Kantonsgericht die 
Rede ist. 

Nach monatelangen Ver­
handlungen des Obergerichts 
mit dem suspendierten 
Kantonsrichter Michael 
Beglinger haben sich die 
Parteien in letzter Minute 
doch noch einigen kõnnen. 
Seine Rück.kehr ans Kantons­
gericht ist allerdings unmõg­
lich - verstãndlicherweise. 
Einen Arbeitsplatz hat er jetzt 
in der Direktion des Innern 
gefunden. Das ist gut so, 
denn so bekommt der Kanton 
immerhin eine Gegenleistung 
für das betrãchtliche Richter­
gehalt. 

Nachdenklich stimmt 
hingegen, dass der Untersu­
chungsbericht für geheim 
erklãrt wurde. Die Offentlich­
keit wird die Hintergründe 
dieses Konflikts also nie 
erfahren. Das ist unschõn. 
Dieses Zugestãndnis ist zwar 
Teil des abgeschlossenen 
Deals, gleichzeitig aber auch 
eine Krõte, die wir Zuger 
schlucken müssen. Und diese 
liegt schwer im Magen - erst 
recht in Zeiten des Offentlich­
keitsprinzips. 
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Kindergãrtler sollên Mundart reden 

(( Die Stadtkasse 
profitiert langfristig. )) 

Für d en Finanzchef der Stadt Zug 
Kari Kobelt geht die Rechnung mit 

dem L&G-Gebaude auf. 2 5 

ZUG Die SVP sammelt 
Unterschriften für eine Volks­
initiative. Sie greift damit ein 
Anliegen auf, das andernorts 
schon erfolgreich war. 

Mit 35 zu 25 Stimmen lehnte der 
Kantonsrat Mitte 2011 eine Motion von 
Beni Riedi (SVP, Baar) ab, die im Kinder­
garten Mundart statt Standardsprache 
zur Unterrichtssprache machen sollte. 

Nun nimmt die SVP einen neuen An­
lauf. Sie sarnmelt nãmlich seit gestern 
Unterschriften für eine entsprechende 
Volksinitiative. Na eh d em J a des Kantons 
Aargau im vergangenen Mai zu einem 
ãhnlichen Anliegen solle jetzt auch in 
Zug das Volk über das Ansinnen be­
finden, schreibt die Partei in ihrer Me­
dienmitteilung. Mundart sei ein Teil der 
Schweizer Kultur und Identitãt. «Die 
Umgangssprache in unserem Kanton ist 
das Schweizerdeutsche>>, so die SVP 
weiter. «Unsere Mundart und unsere 

Dialekte gehõren zu unserer Kultur und 
festigen unsere Identitãt.>> 

Mit der Volksinitiative «J a zur Mund­
art» will die Partei gar weiter gehen, als 
in anderen Kantonen gegangen worden 
ist. Denn neu soll nicht nur im Kinder­
garten Mundart Unterrichtssprache sein, 
sondern auch in vier Fãchern in der 
Primarschule sollen Lehrer und Schüler 
so reden, wie ihnen der Schnabel ge­
wachsen ist. So soll künftig in den Fã­
chern Musik, Bildnerisches- und Hand­
werkliches Gestalten sowie Sport M un d­
art gesprochen werden. 

Gãngige Praxis 
«Wrr rechnen uns gute Chancen aus, 

dass das Volk unserer Initiative zu­
stimmt», sagt SVP-Kantonsrat Beni Rie­
di. Er verweist auf die Resultate in den 
Kantonen Zürich, Basel-Stadt und Aar­
gau, in denen das Volk bereits entspre­
chenden Volksbegehren zugestimmt 
hat. Aber schmãlert das Ansinnen fiir 
Mundart in vier Fãchern in der Primar­
schule nicht den Erfolg des Volksbe­
gehrens? «Nein, das glaube ich nicht>>, 
sagt Riedi. «Denn es ist bereits heute 

gãngige Praxis, dass in diesen Fãchern 
Mundart gesprochen wird.>> Es sei die 
Idee, dass die Kinder mõglichst schnell 
Mundart lernen und sprechen würden, 
betont er und fügt an: <<Und das ist die 

«Es ist kiar: 
Die Kinder wollen 
Mundart lernen.» 

BENI RIEDI, 

SVP-KANTONSRAT 

günstigste und effizienteste lntegration, 
die wir den Kindern bieten kõnnen.>> 
Es seien im Übrigen nicht die Kinder, 
die nicht Mundart lernen wollten. Viel 

mehr würden sich oftmals deren Eltern 
dagegen wehren, ergãnzt Riedi. <<Denn 
es ist kiar: Die Kinder wollen Mundart 
lernen und reden, damit sie dazuge­
hõren. Natiirlich ist es wichtig>>, betont 
Riedi, «dass bei der ganzen Angelegen­
heit der gesunde Menschenverstand 
gebraucht wird.>> 

«Das lernen die Kinder en passant» 
Ganz anders sieht das hingegen Ar­

thur Walker (CVP, Unterãgeri). <<Ich 
war schon 2011 gegen obligatorisches 
Schweizerdeutsch im Kindergarten. Un d 
daran hat sich nichts geãndert.>> Er sei 
dagegen, dass die Standardsprache im 
Kindergarten verboten werde, sagt Wal­
ker und fiigt an: «Ich finde es wichtig, 
dass die Lehrer Standardsprache spre­
chen. Die Kinder kõnnen aber ruhig in 
Mundart antworten. Das tun sie j a heu­
te schon, wenn sie spielen.>> Aber wird 
damit das Erlernen des Dialekts nicht 
erschwert? Walker: «Ganz sicher nicht. 
Das lernen die Kinder problemlos en 
passant.>> 

CHARLY KEISER 
e ha ri y.keiser@zu g e rzeitu n g. eh 
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